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Allgemeine Geschaftsbedingungen der Stadtwerke Lemgo fiir SLP-Kunden Gas; gultig ab 01.07.2020

Vertragsabschluss / Lieferbeginn

Der Vertrag kommt durch Bestatigung des Lieferanten in Textform
unter Angabe des voraussichtlichen Lieferbeginns zustande. Der
tatsachliche Lieferbeginn hangt davon ab, dass alle fur die Beliefe-
rung notwendigen MaRBnahmen (Kindigung des bisherigen Liefer-
vertrages etc.) erfolgt sind. Eine Belieferung erfolgt nicht vor Ablauf
der Widerrufsfrist des Kunden gem. 88 355 Abs. 2, 356 Abs. 2 Nr. 2
BGB, es sei denn, der Kunde fordert den Lieferanten hierzu aus-
drucklich auf.

Umfang und Durchfuhrung der Lieferung / Befreiung von der
Leistungspflicht

Der Lieferant liefert dem Kunden dessen gesamten Bedarf an
Erdgas an seine vertraglich benannte Entnahmestelle. Entnahme-
stelle ist die Eigentumsgrenze des Netzanschlusses, Uber den der
Kunde beliefert und mittels Marktlokations-ID energiewirtschaftlich
identifiziert wird.

Bei einer Unterbrechung oder bei UnregelméaRigkeiten in der
Erdgasversorgung ist der Lieferant, soweit es sich um Folgen einer
Storung des Netzbetriebes einschliellich des Netzanschlusses han-
delt, von seiner Leistungspflicht befreit. Zu den moglichen Anspri-
chen des Kunden gegen den Netzbetreiber vgl. Ziffer 9.

Wird den Parteien die Erfillung der Leistungspflichten durch
unvorhersehbare Umsténde, auf die sie keinen Einfluss haben oder
deren Abwendung mit einem angemessenen technischen oder wirt-
schaftlichen Aufwand nicht erreicht werden kann (insbesondere ho-
here Gewalt wie z. B. Naturkatastrophen, Krieg, Arbeitskampfmal3-
nahmen, hoheitliche Anordnungen), wesentlich erschwert oder un-
maoglich gemacht, so sind die Parteien von ihren vertraglichen Leis-
tungspflichten befreit, solange diese Umstande und deren Folgen
nicht endgiiltig beseitigt sind.

Der Lieferant ist weiter von seiner Leistungspflicht befreit, soweit und
solange der Netzbetreiber den Netzanschluss und/oder die An-
schlussnutzung bzw. der Messstellenbetreiber den Messstellenbe-
trieb auf eigene Initiative unterbrochen hat. Schadenersatzanspri-
che des Kunden gegen den Lieferanten bleiben fir den Fall unbe-
rihrt, dass den Lieferanten an der Unterbrechung ein Verschulden
trifft.

Messung / Zutrittsrecht / Abschlagszahlungen / Abrechnung /
Anteilige Preisberechnung

Die Menge des gelieferten Gases wird durch Messeinrichtungen des
zustandigen Messstellenbetreibers ermittelt. Die Ablesung der Mes-
seinrichtungen wird vom Messstellenbetreiber, Lieferanten oder auf
Verlangen des Lieferanten oder des Messstellenbetreibers kostenlos
vom Kunden durchgefiihrt. Verlangt der Lieferant eine Selbstable-
sung des Kunden, fordert der Lieferant den Kunden rechtzeitig dazu
auf. Die Ablesung der Messeinrichtungen erfolgt zum Zwecke der
Abrechnung, anlasslich eines Lieferantenwechsels oder bei Vorlie-
gen eines berechtigten Interesses des Lieferanten an einer Uberprii-
fung der Ablesung. Der Kunde kann einer Selbstablesung wider-
sprechen, wenn ihm diese nicht zumutbar ist. Nimmt der Kunde eine
rechtzeitig angekindigte Selbstablesung nicht oder verspétet vor
oder sind aus anderen Griinden keine plausiblen Messwerte verfug-
bar, so kann der Lieferant den Verbrauch auf der Grundlage der letz-
ten Ablesung oder bei einem Neukunden nach dem Verbrauch ver-
gleichbarer Kunden jeweils unter angemessener Beriicksichtigung
der tatséchlichen Verhéltnisse schatzen.

Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung dem mit einem
Ausweis versehenen Beauftragten des Messstellenbetreibers, des
Netzbetreibers oder des Lieferanten den Zutritt zu seinem Grund-
stiick und zu seinen Raumen zu gestatten, soweit dies zur Ermitt-
lung der preislichen Bemessungsgrundlagen oder zur Ablesung der
Messeinrichtungen erforderlich ist. Die Benachrichtigung kann durch
Mitteilung an den Kunden oder durch Aushang am oder im jeweili-
gen Haus erfolgen. Sie muss mindestens eine Woche vor dem Be-
tretungstermin erfolgen; mindestens ein Ersatztermin ist anzubieten.
Der Kunde hat daflir Sorge zu tragen, dass die Messeinrichtungen
zuganglich sind. Wenn der Kunde den Zutritt unberechtigt verweigert
oder behindert, stellt der Lieferant dem Kunden die dadurch ent-
standenen Kosten nach tatséchlichem Aufwand in Rechnung.

Der Lieferant kann vom Kunden monatliche Abschlagszahlungen
verlangen. Der Lieferant berechnet diese auf der Grundlage der Ab-
rechnung der vorangegangenen 12 Monate oder, sofern eine solche
Berechnung nicht mdglich ist, nach dem durchschnittlichen Ver-
brauch vergleichbarer Kunden. Macht der Kunde glaubhaft, dass der
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Verbrauch erheblich abweicht, ist dies angemessen zu berucksichti-
gen.

Zum Ende jedes vom Lieferanten festgelegten Abrechnungszeitrau-
mes, der 12 Monate nicht wesentlich Uberschreitet, und zum Ende
des Lieferverhaltnisses wird vom Lieferanten eine Abrechnung er-
stellt, in welcher der tatsdchliche Umfang der Belieferung unter An-
rechnung der Abschlagszahlungen abgerechnet wird. Ergibt sich ei-
ne Abweichung der Abschlagszahlungen von der Abrechnung der
tatsachlichen Belieferung, so wird der zu viel oder zu wenig berech-
nete Betrag unverziiglich erstattet bzw. nachentrichtet, spatestens
aber mit der néchsten Abschlagszahlung verrechnet. Der Kunde hat
— abweichend von Satz 1 — das Recht, eine kostenpflichtige monatli-
che, vierteljahrliche oder halbjahrliche Abrechnung zu wahlen, die
auf Grundlage einer gesonderten Vereinbarung mit dem Lieferanten
erfolgt. Bei einer monatlichen Abrechnung entféllt das Recht des Lie-
feranten nach Ziffer 3.3 Satz 1.

Der Kunde kann jederzeit vom Lieferanten verlangen, eine Nachprii-
fung der Messeinrichtungen an seiner Entnahmestelle durch eine
Eichbehorde oder eine staatlich anerkannte Prifstelle im Sinne von
§ 40 Abs. 3 des Mess- und Eichgesetzes zu veranlassen. Die Kos-
ten der Nachprifung fallen dem Kunden nur dann zur Last, sofern
die eichrechtlichen Verkehrsfehlergrenzen nicht Uberschritten wer-
den.

Ergibt eine Nachpriifung der Messeinrichtungen eine Uberschreitung
der eichrechtlichen Verkehrsfehlergrenzen oder werden Fehler in
der Ermittlung des Rechnungsbetrages festgestellt (wie z. B. auch
bei einer Rechnung auf der Grundlage falscher Messwerte), so wird
der zu viel oder zu wenig berechnete Betrag unverziiglich erstattet
bzw. nachentrichtet oder mit der néchsten Abschlagszahlung ver-
rechnet. Anspriiche nach dieser Ziffer sind auf den der Feststellung
des Fehlers vorhergehenden Ablesezeitraum beschrankt, es sei
denn, die Auswirkung des Fehlers kann Uber einen grof3eren Zeit-
raum festgestellt werden; in diesem Fall ist der Anspruch auf langs-
tens drei Jahre beschréankt.

Andert sich das vertragliche Entgelt wahrend des Abrechnungszeit-
raums, so rechnet der Lieferant gednderte verbrauchsunabhangige
Preisbestandteile tagesgenau ab. Fur die Abrechnung geénderter
verbrauchsabhéngiger Preisbestandteile wird die nach Ziffer 3.1 er-
mittelte Verbrauchsmenge des Kunden im Abrechnungszeitraum auf
Grundlage einer Schatzung nach billigem Ermessen (§ 315 BGB)
auf den Zeitraum vor und nach der Preiséanderung aufgeteilt, wobei
jahreszeitliche Verbrauchsschwankungen auf der Grundlage ver-
gleichbarer Erfahrungswerte angemessen zu bericksichtigen sind.
Die nach der Preisanderung anfallenden Abschlagszahlungen kon-
nen entsprechend angepasst werden.

Zahlungsbestimmungen / Verzug / Zahlungsverweigerung /
Aufrechnung

Samtliche Rechnungsbetrage sind zwei Wochen nach Zugang der
Rechnung, Abschlage und Vorauszahlungen zu dem vom Lieferan-
ten nach billigem Ermessen (8 315 BGB) festgelegten Zeitpunkt fal-
lig und ohne Abzug im Wege des Lastschriftverfahrens, mittels Dau-
erauftrag oder Uberweisung (auch durch Bariiberweisung) zu zah-
len.

Befindet sich der Kunde in Zahlungsverzug, kann der Lieferant
angemessene MaRnahmen zur Durchsetzung seiner Forderung er-
greifen; fordert der Lieferant erneut zur Zahlung auf oder lasst der
Lieferant den Betrag durch einen Beauftragten einziehen, stellt der
Lieferant dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten nach tat-
sachlichem Aufwand in Rechnung.

Gegen Anspriiche des Lieferanten kann nur mit unbestrittenen oder
rechtskréftig festgestellten Gegenanspruchen aufgerechnet werden.
Dies gilt nicht fur Forderungen des Kunden, die im Rahmen des
Riickabwicklungsverhéltnisses nach Widerruf des Vertrags entste-
hen, sowie fiir Anspriche des Kunden aufgrund vollstéandiger oder
teilweiser Nichterfullung oder mangelhafter Erfullung der Liefer-
pflicht.

Vorauszahlung / Sicherheitsleistung

Der Lieferant kann vom Kunden eine monatliche Vorauszahlung in
angemessener Hohe verlangen, wenn der Kunde mit einer Zahlung
aus dem Vertrag in nicht unwesentlicher Hohe in Verzug ist, wenn
der Kunde innerhalb eines Zeitraums von zwdlf Monaten wiederholt
in Zahlungsverzug gerat oder in sonstigen begriindeten Fallen.
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Bei Verlangen einer Vorauszahlung sind dem Kunden Beginn, Héhe
und die Grunde fur die Vorauszahlung sowie die Voraussetzungen
fur ihren Wegfall mitzuteilen. Die Zeitpunkte der Vorauszahlungen
legt der Lieferant nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) fest. Die Vo-
rauszahlung ist friihestens zum Lieferbeginn fallig. Die Hohe der Vo-
rauszahlung wird aus dem durchschnittlichen monatlichen Ver-
brauch des vorhergehenden Abrechnungszeitraums und dem aktuel-
len Vertragspreis bzw. — wenn kein vorhergehender Abrechnungs-
zeitraum besteht — aus dem durchschnittlichen monatlichen Ver-
brauch vergleichbarer Kunden und dem aktuellen Vertragspreis er-
mittelt. Macht der Kunde glaubhaft, dass sein Verbrauch erheblich
geringer ist, ist dies angemessen zu beriicksichtigen.

Die Vorauszahlung wird mit der jeweils nachsten vom Kunden nach
dem Vertrag zu leistenden Zahlung (Abschlage nach Ziffer 4.1 oder
Rechnungsbetrage) verrechnet. Ergibt sich dabei eine Abweichung
der Vorauszahlung von der zu leistenden Zahlung, so wird der zu
viel oder zu wenig berechnete Betrag unverziiglich erstattet bzw.
nachentrichtet.

Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann der Lieferant beim
Kunden ein Vorkassensystem (z. B. Bargeld- oder Chipkartenzahler)
einrichten und betreiben bzw. den Messstellenbetreiber damit beauf-
tragen.

Anstelle einer Vorauszahlung kann der Lieferant eine Sicherheits-
leistung in Hohe der fur einen Zeitraum von zwei Liefermonaten vo-
raussichtlich durchschnittlich zu leistenden Zahlungen verlangen.
Sofern die Parteien nichts anderes vereinbaren, ist eine Sicherheits-
leistung nur zulassig in Form einer unbedingten, unwiderruflichen,
selbstschuldnerischen Burgschaft einer européischen Bank. Die sich
verburgende Bank muss ein Rating im ,A“-Bereich von Standard &
Poors oder ein gleichwertiges Rating einer anderen international an-
erkannten Rating-Agentur aufweisen.

Der Lieferant kann sich aus der Sicherheit befriedigen, sobald der
Kunde mit seinen Zahlungsverpflichtungen in Verzug ist. Der Liefe-
rant wird die Sicherheit nur in dem Umfang verwerten, in dem dies
zur Erflllung der rickstandigen Zahlungsverpflichtungen erforderlich
ist.

Die Verwertung der Sicherheit nach Ziffer 5.6 wird der Lieferant dem
Kunden unter Fristsetzung schriftlich androhen, es sei denn nach
den Umstanden des Einzelfalls besteht Grund zu der Annahme,
dass eine Befriedigung aus der Sicherheit zu spéat erfolgen wirde.
Ist der Abschluss des Vertrages fur den Kunden ein Handelsge-
schaft, betragt die Frist wenigstens eine Woche. In allen Ubrigen Fal-
len betrégt sie einen Monat.

Die Sicherheit ist unverzuglich zuriickzugeben, soweit ihre Voraus-
setzungen weggefallen sind.

Die Regelungen zur Einstellung und Unterbrechung der Belieferung
sowie zur Kiindigung in Ziffer 8 bleiben unberihrt.

Entgelt / Zukiunftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich
auferlegte Belastungen / Preisanpassung nach billigem Ermes-
sen

Das vom Kunden zu zahlende Entgelt setzt sich aus den Preisbe-
standteilen nach den Ziffern 6.2 bis 6.4 zusammen.

Der Kunde zahlt einen Grundpreis und einen verbrauchsabhangigen
Arbeitspreis in der sich aus dem beigefugten Preis- und Produktblatt
ergebenden Hohe. Diese werden auf Grundlage der Kosten kalku-
liert, die fur die Belieferung aller Kunden in diesem Tarif anfallen. Sie
enthalten folgende Kosten: Kosten fur Energiebeschaffung und Ver-
trieb (inkl. SLP-Bilanzierungsumlage, Entgelt fir die Nutzung des
Virtuellen Handelspunktes, Konvertierungsentgelt sowie Konvertie-
rungsumlage), die Kosten fir Messstellenbetrieb und Messung —
soweit diese Kosten dem Lieferanten vom Messstellenbetreiber in
Rechnung gestellt werden —, das an den Netzbetreiber abzufihren-
de Netzentgelt, die Energiesteuer sowie die Konzessionsabgaben.

Wird die Belieferung oder die Verteilung von Erdgas nach Vertrags-
schluss mit zusétzlichen, in Ziffern 6.2 und 6.4 nicht genannten
Steuern oder Abgaben belegt, erhoht sich das vom Kunden zu zah-
lende Entgelt um die hieraus entstehenden Mehrkosten in der je-
weils geltenden Hohe. Satz 1 gilt entsprechend, falls die Belieferung
oder die Verteilung von Erdgas nach Vertragsschluss mit einer ho-
heitlich auferlegten, allgemein verbindlichen Belastung (d. h. keine
BuRgelder o. a.) belegt wird, soweit diese unmittelbaren Einfluss auf
die Kosten fur die nach diesem Vertrag geschuldeten Leistungen
hat. Die Weitergabe in der jeweils geltenden Hohe nach Satz 1 und
2 fuhrt bei Erstattungen (z. B. in Form negativer Umlagen) zu einer
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entsprechenden Preisreduzierung. Eine Weiterberechnung erfolgt
nicht, soweit die Mehrkosten nach Hohe und Zeitpunkt ihres Entste-
hens bereits bei Vertragsschluss konkret vorhersehbar waren oder
die jeweilige gesetzliche Regelung der Weiterberechnung entgegen-
steht. Eine Weiterberechnung ist auf die Mehrkosten beschrankt, die
nach dem Sinn und Zweck der gesetzlichen Regelung dem einzel-
nen Vertragsverhdltnis (z. B. nach Kopf oder nach Verbrauch) zuge-
ordnet werden kénnen. Eine Weiterberechnung erfolgt ab dem Zeit-
punkt der Entstehung der Mehrkosten. Der Kunde wird Uber eine
solche Weiterberechnung spéatestens mit der Rechnungsstellung in-
formiert.

Zusatzlich fallt auf die Preisbestandteile nach Ziffer 6.2 und 6.3 die
Umsatzsteuer in der jeweils geltenden Hohe an. Die derzeitige Hohe
der Umsatzsteuer ergibt sich aus dem Preis- und Produktblatt.

Der Lieferant teilt dem Kunden die jeweils geltende Hohe eines nach
Ziffer 6.3 und 6.4 zu zahlenden Preisbestandteils auf Anfrage mit.

Der Lieferant ist verpflichtet, den Grundpreis und den Arbeitspreis
nach Ziffer 6.2 — nicht hingegen etwaige zukiinftige Steuern, Abga-
ben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen nach Ziffer 6.3
sowie die gesondert in der jeweils geltenden Hohe an den Kunden
weitergegebene Umsatzsteuer nach Ziffer 6.4 — durch einseitige
Leistungsbestimmung nach billigem Ermessen gemaR § 315 BGB
anzupassen (Erhéhungen oder ErmaRigungen). Anlass fur eine sol-
che Preisanpassung ist ausschlieRlich eine Anderung der in Ziffer
6.2 genannten Kosten. Der Lieferant Gberwacht fortlaufend die Ent-
wicklung dieser Kosten. Der Umfang einer solchen Preisanpassung
ist auf die Veranderung der Kosten nach Ziffer 6.2 seit der jeweils
vorhergehenden Preisanpassung nach dieser Ziffer 6.6 bzw. — so-
fern noch keine Preisanpassung nach dieser Ziffer 6.6 erfolgt ist —
seit Vertragsschluss bis zum Zeitpunkt des geplanten Wirksamwer-
dens der aktuellen Preisanpassung beschrankt. Kostensteigerungen
und Kostensenkungen sind bei jeder Preisanpassung gegenlaufig zu
saldieren. Die einseitige Leistungsbestimmung des Lieferanten nach
billigem Ermessen bezieht sich auch auf die jeweiligen Zeitpunkte
einer Preisanpassung; diese sind so zu wahlen, dass Kostensen-
kungen nicht nach fiir den Kunden unglinstigeren Maf3staben Rech-
nung getragen werden als Kostenerhdhungen, also Kostensenkun-
gen mindestens in gleichem Umfang preiswirksam werden wie Kos-
tenerhéhungen. Der Kunde hat gemaR § 315 Abs. 3 BGB das Recht,
die Ausibung des billigen Ermessens des Lieferanten gerichtlich
tberprifen zu lassen. Anderungen des Grundpreises und des Ar-
beitspreises nach dieser Ziffer 6.6 sind nur zum Monatsersten mog-
lich. Preisanpassungen werden nur wirksam, wenn der Lieferant
dem Kunden die Anderungen spétestens sechs Wochen vor dem
geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilt. In diesem Fall hat der
Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kindigungs-
frist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Preisanpassung zu
kiindigen. Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten in der Mitteilung
gesondert hingewiesen.

Informationen Uber aktuelle Produkte und Tarife erhélt der Kunde
unter Tel.-Nr. 05261 255-0 oder im Kundenzentrum des Lieferanten.

Anderungen des Vertrages und dieser Bedingungen

Die Regelungen des Vertrages und dieser Bedingungen beruhen auf
den gesetzlichen und sonstigen Rahmenbedingungen zum Zeitpunkt
des Vertragsschlusses (z. B. EnNWG, GasGVV, GasNzV, MsbG,
hochstrichterliche Rechtsprechung, Entscheidungen der Bundes-
netzagentur). Das vertragliche Aquivalenzverhéltnis kann nach Ver-
tragsschluss durch unvorhersehbare Anderungen der gesetzlichen
oder sonstigen Rahmenbedingungen (z. B. durch Gesetzesénde-
rungen, sofern deren konkreter Inhalt nicht bereits — etwa in der
Phase zwischen dem Abschluss des férmlichen Gesetzgebungsver-
fahrens und dem Inkrafttreten — absehbar war), die der Lieferant
nicht veranlasst und auf die er auch keinen Einfluss hat, in nicht un-
bedeutendem Mal3e gestort werden. Ebenso kann nach Vertrags-
schluss eine im Vertrag und/oder diesen Bedingungen entstandene
Licke nicht unerhebliche Schwierigkeiten bei der Durchfuhrung des
Vertrages entstehen lassen (etwa wenn die Rechtsprechung eine
Klausel fur unwirksam erklart), die nur durch eine Anpassung oder
Ergadnzung zu beseitigen sind. In solchen Féllen ist der Lieferant
verpflichtet, den Vertrag und diese Bedingungen — mit Ausnahme
der Preise — unverziglich insoweit anzupassen und/oder zu ergan-
zen, als es die Wiederherstellung des Aquivalenzverhéltnisses von
Leistung und Gegenleistung und/oder der Ausgleich entstandener
Vertragsliicken zur zumutbaren Fort- und Durchfiihrung des Ver-
tragsverhaltnisses erforderlich macht (z. B. mangels gesetzlicher
Uberleitungsbestimmungen). Anpassungen des Vertrages und die-
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ser Bedingungen nach dieser Ziffer sind nur zum Monatsersten mog-
lich. Die Anpassung wird nur wirksam, wenn der Lieferant dem Kun-
den die Anpassung spatestens sechs Wochen vor dem geplanten
Wirksamwerden in Textform mitteilt. In diesem Fall hat der Kunde
das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist zum
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Vertragsanpassung zu kindi-
gen. Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten in der Mitteilung ge-
sondert hingewiesen.

Einstellung der Lieferung / Fristlose Kiundigung

Der Lieferant ist berechtigt, sofort die Lieferung einzustellen und die
Anschlussnutzung durch den zustandigen Netzbetreiber unterbre-
chen zu lassen, wenn der Kunde in nicht unerheblichem MaRe
schuldhaft Gas unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbrin-
gung der Messeinrichtungen verwendet (,Gasdiebstahl“) und die Un-
terbrechung zur Verhinderung einer weiteren unberechtigten Ener-
gieentnahme erforderlich ist.

Der Lieferant ist ebenfalls berechtigt, die Lieferung einzustellen und
die Anschlussnutzung durch den zustandigen Netzbetreiber unter-
brechen zu lassen, wenn der Kunde mit der Zahlung eines Betrags
in Verzug ist, der — unter Beriicksichtigung von Mahn- und Inkasso-
kosten — mindestens € 150,00 betragt oder die Hohe von zwei aktu-
ellen Abschlagszahlungen erreicht; erstreckt sich in letzterem Fall
der Zahlungsverzug Uber einen Zeitraum mit Abschlagen in unter-
schiedlich festgelegter Hohe, ist Verzug mit einem Betrag Voraus-
setzung, der die Summe aus dem aktuellen Abschlagsbetrag und
dem unmittelbar zuvor geltenden Abschlagsbetrag erreicht. Hat der
Kunde eine Sicherheit geleistet, gilt dies nur, sofern der Kunde mit
einem Betrag in Zahlungsverzug ist, der die Sicherheitsleistung nicht
nur unerheblich Ubersteigt. Bei der Berechnung des Mindestbetra-
ges bleiben nicht titulierte Forderungen aufRer Betracht, die der Kun-
de schlissig beanstandet hat, oder die wegen einer Vereinbarung
zwischen Lieferanten und Kunden noch nicht fallig sind, oder die aus
einer streitigen und noch nicht rechtskraftig entschiedenen Preiser-
héhung des Lieferanten resultieren. Die Unterbrechung unterbleibt,
wenn die Folgen der Unterbrechung aulRer Verhdltnis zur Schwere
des Zahlungsverzugs stehen oder der Kunde darlegt, dass hinrei-
chende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen vollum-
fanglich nachkommt. Dem Kunden wird die Unterbrechung spates-
tens vier Wochen vorher angedroht und der Beginn der Unterbre-
chung durch den Lieferanten oder den Netzbetreiber drei Werktage
vor der Unterbrechung angekiindigt. Der Kunde wird den Lieferanten
auf etwaige Besonderheiten, die einer Unterbrechung zwingend ent-
gegenstehen, unverziglich hinweisen.

Die Kosten der Unterbrechung sowie der Wiederherstellung der
Belieferung sind vom Kunden zu ersetzen. Der Lieferant stellt dem
Kunden die dadurch entstandenen Kosten nach tatséchlichem Auf-
wand in Rechnung in Rechnung. Die Belieferung wird unverziglich
wiederhergestellt, wenn die Grunde fur die Unterbrechung entfallen
und die Kosten der Unterbrechung und Wiederherstellung bezahit
sind; sofern keine Barzahlung erfolgt, bleibt es dem Kunden zur Ver-
kiirzung der Unterbrechungszeit auch bei einer erteilten Einzugser-
méachtigung unbenommen, die Kosten der Unterbrechung und Wie-
derherstellung unverziiglich mittels Uberweisung zu zahlen.

Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist
gekundigt und die Lieferung eingestellt werden. Der Lieferant muss
den Kunden unverziiglich beim zustdndigen Verteilnetzbetreiber
abmelden. Soweit die Entnahmen des Kunden im Falle einer au3er-
ordentlichen Kundigung des Lieferanten trotz der Abmeldung (etwa
wegen Bearbeitungsfristen des Netzbetreibers, Prozessfristen der
Geli Gas) Uber den Zeitpunkt der Vertragsbeendigung hinaus dem
Lieferanten bilanziell zugeordnet werden, ohne dass der Lieferant
dafiir einen Ausgleich erhalt (z. B. im Rahmen der Mehr- oder Min-
dermengenabrechnung des Netzbetreibers), schuldet der Kunde fur
diese fortwahrende Belieferung das Entgelt nach diesem Vertrag.
Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor im Fall eines Gasdieb-
stahls nach Ziffer 8.1, oder im Fall eines Zahlungsverzuges unter
den Voraussetzungen der Ziffer 8.2 Satz 1 bis 3. Im letztgenannten
Fall ist dem Kunden die Kiindigung mindestens zwei Wochen vorher
anzudrohen; die Kundigung unterbleibt in diesem Fall, wenn die Fol-
gen der Kiindigung auBer Verhaltnis zur Schwere des Zahlungsver-
zugs stehen oder der Kunde darlegt, dass hinreichende Aussicht
besteht, dass er seinen Verpflichtungen vollumfénglich nachkommt.

Haftung

Anspriiche wegen Schéaden durch Unterbrechung oder bei Unregel-
maRigkeiten in der Gasversorgung sind, soweit es sich um Folgen
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einer Storung des Netzbetriebes einschlielich des Netzanschlusses
handelt, gegenuber dem Netzbetreiber geltend zu machen (§8 18
NDAV).

Der Lieferant wird unverziglich Uber die mit der Schadensverursa-
chung zusammenhéngenden Tatsachen Auskunft geben, wenn sie
ihm bekannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklart wer-
den kénnen und der Kunde dies wiinscht.

In allen ubrigen Haftungsféllen ist die Haftung der Parteien sowie
ihrer Erfillungs- und Verrichtungsgehilfen fur schuldhaft verursachte
Schaden ausgeschlossen, soweit der Schaden nicht durch Vorsatz
oder grobe Fahrlassigkeit herbeigefiihrt wurde; dies gilt nicht bei
Schaden aus der Verletzung des Lebens, des Koérpers oder der Ge-
sundheit, oder der schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertrags-
pflichten, d. h. solcher Pflichten, deren Erflllung die ordnungsgema-
Be Durchfiihrung des Vertrages Uberhaupt erst ermdglicht und auf
deren Einhaltung der Vertragspartner regelmafig vertrauen darf
(sog. Kardinalpflichten).

Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche
nicht auf Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit beruht, beschrankt sich
die Haftung auf den Schaden, den die haftende Partei bei Abschluss
des Vertrages als mégliche Folge der Vertragsverletzung vorausge-
sehen hat oder unter Beriicksichtigung der Umstande, die sie kannte
oder kennen musste, hatte voraussehen missen.

Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes bleiben unberihrt.
Umzug / Ubertragung des Vertrags

Der Kunde ist verpflichtet, dem Lieferanten jeden Umzug unverziig-
lich vorab unter Angabe des Umzugsdatums, der neuen Anschrift
und der neuen Gaszahlernummer in Textform mitzuteilen. Im Regel-
fall muss diese Mitteilung bis spatestens 10 Werktage vor dem Um-
zugsdatum erfolgen, um dem Lieferanten eine rechtzeitige Ab- bzw.
Ummeldung beim Netzbetreiber zu ermdglichen.

Der Lieferant wird den Kunden — sofern kein Fall nach Ziffer 10.3
vorliegt — an der neuen Entnahmestelle auf Grundlage dieses Ver-
trages weiterbeliefern. Die Belieferung zum Zeitpunkt des Einzugs
setzt voraus, dass der Kunde dem Lieferanten das Umzugsdatum
rechtzeitig mitgeteilt hat.

Ein Umzug des Kunden beendet den Liefervertrag zum Zeitpunkt
des vom Kunden mitgeteilten Umzugsdatums, wenn der Kunde aus
dem Gebiet des bisherigen Netzbetreibers in das Gebiet eines ande-
ren Netzbetreibers zieht.

Unterbleibt die Mitteilung des Kunden nach Ziffer 10.1 aus Grunden,
die dieser zu vertreten hat, und wird dem Lieferanten die Tatsache
des Umzugs auch sonst nicht bekannt, ist der Kunde verpflichtet,
weitere Entnahmen an seiner bisherigen Entnahmestelle, fir die der
Lieferant gegeniiber dem ortlichen Netzbetreiber einstehen muss
und fur die er von keinem anderen Kunden eine Vergltung zu for-
dern berechtigt ist, nach den Preisen des Vertrages zu vergiiten. Die
Pflicht des Lieferanten zur unverzuglichen Abmeldung der bisheri-
gen Entnahmestelle und Anspriiche des Lieferanten auf entgange-
nen Gewinn wegen einer nicht oder verspétet erfolgten Belieferung
an der neuen Entnahmestelle bleiben unberihrt.

Der Lieferant ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem
Vertrag als Gesamtheit auf einen personell, technisch und wirt-
schaftlich leistungsfahigen Dritten zu tbertragen. Eine Ubertragung
nach Satz 1 ist dem Kunden spatestens sechs Wochen vor dem
Zeitpunkt der Ubertragung unter Angabe dieses Zeitpunkts mitzutei-
len. Im Falle einer Ubertragung hat der Kunde das Recht, den Ver-
trag ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens der Ubertragung zu kiindigen. Hierauf wird der Kunde
vom Lieferanten in der Mitteilung gesondert hingewiesen. Das Recht
zur Abtretung von Forderungen nach § 398 BGB sowie eine gesetz-
liche Rechtsnachfolge, insbesondere bei Ubertragungen im Sinne
des Umwandlungsgesetzes, bleiben von dieser Ziffer 10.5 unbe-
rihrt.

Datenschutz / nur fiir Gewerbekunden: Wechselseitige Uber-
nahme von Informationspflichten gegeniiber sonstigen be-
troffenen Personen

Datenschutzrechtliche Hinweise und Informationen zum Wider-
spruchsrecht erhalt der Kunde in der ,Information zur Verarbeitung
personenbezogener Daten* des Lieferanten.
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Die folgende Vorschrift gilt nur fur Gewerbekunden:

Die Vertragsparteien verpflichten sich, die dem jeweils anderen
Vertragspartner nach Art. 13 und/oder Art. 14 DS-GVO obliegenden
Informationspflichten gegeniiber den eigenen Mitarbeitern, Erfil-
lungsgehilfen und Dienstleistern (betroffene Personen) zu erfillen,
wenn im Rahmen der Vertragserfillung, zur Durchfuhrung vorver-
traglicher MalRnahmen, zur Erflllung einer rechtlichen Verpflichtung
oder zur Wahrung berechtigter Interessen

. personenbezogene Daten betroffener Personen von einem
Vertragspartner an den jeweils anderen Vertragspartner
weitergeben werden und/oder

. betroffene Personen auf Veranlassung des einen Vertrags-
partners den jeweils anderen Vertragspartner kontaktieren.

Hierfiir verwendet der Vertragspartner, der die personenbezogenen
Daten weitergibt bzw. auf dessen Veranlassung die Kontaktaufnah-
me erfolgt, das ihm vom anderen Vertragspartner zur Verfigung ge-
stellte Informationsblatt. Die ,Information zur Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten des Lieferanten ist diesen AGB als Anhang
beigeflgt. Die Vertragspartner sind nicht verpflichtet, das vom ande-
ren Vertragspartner zur Verfligung gestellte Informationsblatt vor der
Aushandigung an die betroffenen Personen zu priifen. Sie sind wei-
terhin nicht berechtigt, das vom anderen Vertragspartner zur Verfii-
gung gestellte Informationsblatt ohne vorherige Zustimmung zu an-
dern. Es obliegt ausschlief3lich dem zur Information verpflichteten
Vertragspartner, dem anderen Vertragspartner ein den jeweils gel-
tenden rechtlichen Anforderungen entsprechendes Informationsblatt
zur Verfiigung zu stellen und dieses bei Bedarf auch wahrend der
Vertragslaufzeit zu aktualisieren.

Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten / Lieferan-
tenwechsel

Aktuelle Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten sind
beim drtlichen Netzbetreiber erhaltlich.

Ein Lieferantenwechsel erfolgt zligig und unentgeltlich. Nach dem
Wechsel ist der Lieferant verpflichtet, dem neuen Lieferanten den fir
ihn maRgeblichen Verbrauch des vergleichbaren Vorjahreszeitraums
mitzuteilen. Soweit der Lieferant aus Griinden, die er nicht zu vertre-
ten hat, den Verbrauch nicht ermitteln kann, ist der geschéatzte Ver-
brauch anzugeben.

Streitbeilegungsverfahren (nur fur Verbraucher)

Energieversorgungsunternehmen und Messstellenbetreiber
(Unternehmen) sind verpflichtet, Beanstandungen von Verbrauchern
im Sinne des § 13 BGB (Verbraucher) insbesondere zum Vertrags-
abschluss oder zur Qualitdt von Leistungen des Unternehmens
(Verbraucherbeschwerden), die den Anschluss an das Versor-
gungsnetz, die Belieferung mit Energie sowie die Messung der
Energie betreffen, im Verfahren nach § 111a EnWG innerhalb einer
Frist von vier Wochen ab Zugang beim Unternehmen zu beantwor-
ten. Verbraucherbeschwerden sind zu richten an: Stadtwerke Lemgo
GmbH, Bruchweg 24, 32657 Lemgo; Telefon: 05261 255 255; Fax:
05621 255 203; E-Mail: verbraucherservicestadtwerke-lemgo.de.

Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle Energie e. V.
(Schlichtungsstelle) nach § 111b EnWG zur Durchfuhrung eines
Schlichtungsverfahrens anzurufen, wenn das Unternehmen der Be-
schwerde nicht innerhalb der Bearbeitungsfrist abgeholfen hat oder
erklart hat, der Beschwerde nicht abzuhelfen. 8 14 Abs. 5 VSBG
bleibt unberuhrt. Das Unternehmen ist verpflichtet, an dem Verfah-
ren bei der Schlichtungsstelle teilzunehmen. Die Einreichung einer
Beschwerde bei der Schlichtungsstelle hemmt die gesetzliche Ver-
jahrung gemanR § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB. Das Recht der Beteiligten,
die Gerichte anzurufen oder ein anderes Verfahren zu beantragen,
bleibt unberthrt.

Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit: Schlichtungs-
stelle Energie e.V., FriedrichstraBe 133, 10117 Berlin, Telefon:
030/2757240-0, Telefax:  030/2757240-69, E-Mail:  info
@schlichtungsstelle-energie.de, Homepage: www.schlichtungsstelle
-energie.de.

Allgemeine Informationen der Bundesnetzagentur zu Verbraucher-
rechten fur den Bereich Elektrizitadt und Gas sind erhéltlich tber den
Verbraucherservice Energie, Bundesnetzagentur, Postfach 8001,
53105 Bonn, Telefon: 030/22480-500 oder 01805/101000, Telefax:
030/22480-323, E-Mail: verbraucherservice-energie@bnetza.de.

Verbraucher haben die Madglichkeit, Uber die Online-Streit-
beilegungs-Plattform (OS-Plattform) der Europaischen Union kosten-

14.

15.
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16.
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lose Hilfestellung fiur die Einreichung einer Verbraucherbeschwerde
zu einem Online-Kaufvertrag oder Online-Dienst-leistungsvertrag
sowie Informationen Uber die Verfahren an den Verbraucherschlich-
tungsstellen in der Europdischen Union zu erhalten. Die OS-
Plattform kann wunter folgendem Link aufgerufen werden:
http://ec.europa.eu/consumers/odr/.

Allgemeine Informationen nach dem Energiedienstleistungsge-
setz

Im Zusammenhang mit einer effizienteren Energienutzung durch
Endkunden wird bei der Bundesstelle fur Energieeffizienz eine Liste
gefiihrt, in der Energiedienstleister, Anbieter von Energieaudits und
Anbieter von EnergieeffizienzmalRnahmen aufgefuhrt sind. Weiter-
fuhrende Informationen zu der so genannten Anbieterliste und den
Anbietern selbst erhalten sie unter www.bfee-online.de. Sie kénnen
sich zudem bei der Deutschen Energieagentur Uber das Thema
Energieeffizienz umfassend informieren. Weitere Informationen er-
halten Sie unter www.energieeffizienz-online.de.

Schlussbestimmungen

Diese Bedingungen sind abschlieBend. Mindliche Nebenabreden
bestehen nicht.

Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages unwirksam oder
undurchfiihrbar sein oder werden, so bleibt der Vertrag im Ubrigen
davon unberihrt.

Energiesteuer-Hinweis

Fir das auf Basis dieses Vertrages bezogene Erdgas gilt folgender
Hinweis gemaR der Energiesteuer-Durchfiihrungsverordnung:

“Steuerbeglnstigtes Energieerzeugnis! Darf nicht als Kraftstoff ver-
wendet werden, es sei denn, eine solche Verwendung ist nach dem
Energiesteuergesetz oder der Energiesteuer-Durchfiihrungs-
verordnung zulassig. Jede andere Verwendung als Kraftstoff hat
steuer- und strafrechtliche Folgen. In Zweifelsfallen wenden Sie
sich bitte an lhr zustéandiges Hauptzollamt.”
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Anhang: Information zur Verarbeitung personenbezogener Daten

Stadtwerke Lemgo GmbH — Bruchweg 24 — 32657 Lemgo

ANHANG: INFORMATION ZUR VERARBEITUNG PERSONENBEZOGENER DATEN

Die Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) sieht unter
anderem Informationspflichten bei der Erhebung
personenbezogener Daten (alle Informationen, die sich auf
eine identifizierte oder identifizierbare natiirliche Person
beziehen) vor. Beim Abschluss und der Erfullung von
Energieliefervertrdgen werden haufig nicht nur Daten
unseres Kunden selbst erhoben, sondern gegebenenfalls
auch von dessen Mitarbeitern, Dienstleistern oder
Erfullungsgehilfen, etwa im Rahmen der Benennung als
Ansprechpartner fir den Energieliefervertrag. Gerne
mochten wir Sie daher als unseren Kunden oder als
dessen Mitarbeiter, Dienstleister oder Erfullungsgehilfe
Uber die Verarbeitung lhrer personenbezogenen Daten
sowie lhre Rechte aus der DS-GVO informieren. Diese
Information gilt nicht fir die Verarbeitung von Daten, die
keinen Personenbezug (s.0.) aufweisen.

1. Wer ist fur die Verarbeitung meiner
personenbezogenen Daten verantwortlich und an
wen kann ich mich bei Fragen wenden?

Verantwortlicher im Sinne der gesetzlichen Bestimmungen
zum Datenschutz (z. B. DS-GVO) fiur die Verarbeitung
lhrer personenbezogenen Daten ist: Stadtwerke Lemgo
GmbH, Bruchweg 24, 32657 Lemgo, Tel.: 05261 / 255-0,
E-Mail: info@stadtwerke-lemgo.de.

Unser/e Datenschutzbeauftragte/r steht Ihnen fur Fragen
zur Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten unter E-
Mail: datenschutz@stadtwerke-lemgo.de oder per Post
unter Stadtwerke Lemgo GmbH, Datenschutzbeauftragte,
Bruchweg 24, 32657 Lemgo gerne zur Verfligung.

2. Welche Arten von personenbezogenen Daten
werden verarbeitet? Zu welchen Zwecken und
auf welcher Rechtsgrundlage erfolgt die
Verarbeitung?

2.1 Wir verarbeiten folgende Kategorien
personenbezogener Daten:

Daten unseres Kunden:

. Identifikations- und Kontaktdaten (z. B. Familien-

und Vorname, Adresse, Geb.-Datum, Kunden-
nummer, ggf. Firma, ggof. Registergericht und -
nummer, ggf. GLN/DVGW-Codenummer, ggf.
Vertragskontonummer),

. Daten zur Identifikation der Verbrauchsstelle (z. B.
Zahlernummer, Identifikationsnummer der
Marktlokation (Entnahmestelle)),

. Angaben zum Belieferungszeitraum,

. Verbrauchsdaten,

. Kundenhistorie

. Abrechnungsdaten (z. B. Bankverbindungsdaten)
und

. Daten zum Zahlungsverhalten

Daten von Mitarbeitern, Dienstleistern oder
Erflllungsgehilfen unseres Kunden:

. Kontaktdaten (z. B. Familien- und Vorname, E-Mail-
Adresse, Telefonnummer) und

. Berufs- oder Funktionsbezeichnungen (z. B. Dipl.-
Ing., Leiter Vertrieb)].

2.2 Die personenbezogenen Daten werden zu den
folgenden Zwecken auf folgender
Rechtsgrundlage verarbeitet:

. Erfullung des Energielieferverhaltnisses mit unserem
Kunden und die diesbezulgliche Durchfiihrung
vorvertraglicher MaRBnahmen auf Grundlage des
Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO.

. Erflllung rechtlicher Verpflichtungen (z. B. aus dem
Messstellenbetriebsgesetz sowie wegen handels-
oder steuerrechtlicher Vorgaben) auf Grundlage von
Art. 6 Abs. 1 lit. ¢) DS-GVO.

. Wahrnehmung von Aufgaben, die im o6ffentlichen
Interesse liegen (z. B. aus dem
Messstellenbetriebsgesetz), auf Grundlage von
Art. 6 Abs. 1 lit. e) DS-GVO.

. Direktwerbung und  Marktforschung betreffend
unseren Kunden auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1
lit. f) DS-GVO. Verarbeitungen auf Grundlage von
Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO dirfen nur erfolgen,
soweit dies zur Wahrung berechtigter Interessen des
Lieferanten oder Dritter erforderlich ist und nicht die

Interessen
oder Grundrechte und Grundfreiheiten der
betroffenen Person, die den Schutz

personenbezogener Daten erfordern, tberwiegen.

. Telefonwerbung betreffend unsere privaten Kunden
(keine Gewerbetreibenden) auf Grundlage einer
ausdriicklichen Einwilligung gemaR Art. 6 Abs. 1
lit. a) DS-GVO. Eine Einwilligung zur
Telefonwerbung kdnnen Sie jederzeit uns gegentiber
(Kontaktdaten unter 1.) widerrufen. Der Widerruf der
Einwilligung erfolgt fiir die Zukunft und berthrt nicht
die RechtmaRigkeit der bis zum Widerruf erfolgten
Verarbeitung.

. Bewertung der Kreditwirdigkeit unseres Kunden zur
Minimierung von Ausfallrisiken sowie Mitteilung von
Anhaltspunkten zur Ermittlung der Kreditwirdigkeit
unseres Kunden durch die Auskunftei Creditreform
Herford & Minden GmbH & Co. KG, Krellstr. 68,
32584 Lohne auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. b)
und f) DS-GVO. Verarbeitungen auf Grundlage von
Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO dirfen nur erfolgen,
soweit dies zur Wahrung berechtigter Interessen von
uns oder Dritten erforderlich ist und nicht die
Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten
der betroffenen Person, die den Schutz
personenbezogener Daten erfordern, Uberwiegen.

o In diesem Zusammenhang werden der
Auskunftei zur Ermittlung der Kreditwiirdigkeit
personenbezogene Daten zur Identifikation
unseres Kunden (Name, Anschrift und
Geburtsdatum) sowie Daten Uber nicht
vertragsgemalfes oder betrligerisches Verhalten
Ubermittelt.

o Die Auskunftei verarbeitet die erhaltenen Daten
und verwendet sie auch zum Zwecke der
Profilbildung (Scoring), um Dritten Informationen
zur Beurteilung der Kreditwirdigkeit unseres
Kunden zu geben. In die Berechnung der
Kreditwirdigkeit  flieRen unter  anderem
Anschriftendaten unseres Kunden ein.

3. Erfolgt eine Offenlegung meiner
personenbezogenen Daten gegeniiber anderen
Empfangern?

Eine Offenlegung bzw. Ubermittlung Ihrer
personenbezogenen Daten erfolgt — soweit im Rahmen
der unter 2. genannten Zwecke jeweils erforderlich —
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ausschliellich gegentber folgenden Empfangern bzw.
Kategorien von Empféangern:

Messstellenbetreiber,

Bilanzkreisverantwortliche,

Netzbetreiber,

Marktgebietsverantwortliche,

Tochter- und Konzerngesellschaften,

Auskunfteien,

Abrechnungs- oder IT-Dienstleister,

andere Berechtigte (z. B. Behérden und Gerichte),
soweit hierzu eine gesetzliche Verpflichtung oder
Berechtigung besteht].

4. Erfolgt eine Ubermittiung meiner
personenbezogenen Daten an oder in
Drittlander?

Eine Ubermittlung lhrer personenbezogenen Daten an
oder in Drittlander oder an internationale Organisationen
erfolgt nicht.

5. Far welche Dauer werden meine
personenbezogenen Daten gespeichert?

Personenbezogene Daten werden zu den unter 2.
genannten Zwecken solange gespeichert, wie dies fir die
Erfillung dieser Zwecke erforderlich ist. Bestehen
gesetzliche Aufbewahrungspflichten, insbesondere aus
dem Handels- und Steuerrecht (88 147 AO, 257 HGB),
sind wir verpflichtet, die Daten bis zum Ablauf dieser
Fristen zu speichern. Zum Zwecke der Direktwerbung und
der Marktforschung werden Ihre personenbezogenen
Daten solange gespeichert, wie ein Uberwiegendes
rechtliches Interesse unseres Unternehmens an der
Verarbeitung nach MalRgabe der einschlagigen rechtlichen
Bestimmungen besteht, langstens jedoch fir eine Dauer
von zwei Jahren Uber das Vertragsende hinaus, oder bis
Sie der Verarbeitung fur Zwecke der Direktwerbung und
der Marktforschung widersprechen oder eine hierfur
erteilte Einwilligung widerrufen.

6. Welche Rechte habe ich in Bezug auf die
Verarbeitung meiner personenbezogenen Daten?

Sie haben uns gegeniber insbesondere folgende Rechte
hinsichtlich der Sie betreffenden personenbezogenen
Daten:

. Recht auf Auskunft Uber Ilhre gespeicherten
personenbezogenen Daten (Art. 15 DS-GVO),

. Recht auf Berichtigung, wenn die Sie betreffenden
gespeicherten Daten fehlerhaft, veraltet oder sonst
wie unrichtig sind (Art. 16 DS-GVO),

. Recht auf Léschung, wenn die Speicherung
unzuléssig ist, der Zweck der Verarbeitung erfillt
und die Speicherung daher nicht mehr erforderlich
ist oder Sie eine erteilte Einwiligung zur
Verarbeitung bestimmter personenbezogener Daten
widerrufen haben (Art. 17 DS-GVO),

. Recht auf Einschrénkung der Verarbeitung, wenn
eine der in Art. 18 Abs.1 DS-GVO genannten
Voraussetzungen gegeben ist (Art. 18 DS-GVO),

. Recht auf Ubertragung der von |hnen
bereitgestellten, Sie betreffenden
personenbezogenen Daten (Art. 20 DS-GVO),

. Recht auf Widerruf einer erteilten Einwilligung, wobei

der Widerruf die Rechtmafigkeit der bis dahin
aufgrund der Einwilligung erfolgten Verarbeitung
nicht bertihrt (Art. 7 Abs. 3 DS-GVO) und

. Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehdrde
(Art. 77 DS-GVO).

7. Ist die Bereitstellung der personenbezogenen
Daten gesetzlich oder vertraglich vorgeschrieben

oder fir einen Vertragsabschluss erforderlich?
Besteht eine Pflicht, die personenbezogenen
Daten bereitzustellen, und welche madglichen
Folgen hétte die Nichtbereitstellung?

Im Rahmen des Energielieferverhéltnisses hat unser
Kunde uns diejenigen personenbezogenen Daten (vgl.
Ziffer 2) bereitzustellen, die fur den Abschluss und die
Durchfuhrung des Energielieferverhéltnisses und die
Erfillung der damit verbundenen vertraglichen Pflichten
erforderlich sind. Dazu gehoren der Natur der Sache nach
auch Kontaktdaten von Mitarbeitern oder Dritten (z. B.
Erfillungsgehilfen oder Dienstleister), denen sich unser
Kunde einvernehmlich mit diesen bedient. Ohne die
erforderlichen Daten sowie gegenseitige personliche
Kommunikation mit den zustandigen Mitarbeitern — bzw.
falls unser Kunde es wiinscht, weiteren Dritten — kann das
Energielieferverhaltnis gegebenenfalls nicht
abgeschlossen bzw. erfiillt werden.

8. Erfolgt eine automatisierte
Entscheidungsfindung einschlie3lich Profiling?

Zum Abschluss und zur Erfiillung des
Energielieferverhaltnisses findet keine automatisierte
Entscheidungsfindung einschlie3lich Profiling statt.

9. Aus welchen Quellen stammen die verarbeiteten
personenbezogenen Daten?

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir im
Rahmen des Energielieferverhdltnisses mit unserem
Kunden von diesem oder von lhnen erhalten. Wir
verarbeiten auch personenbezogene Daten, die wir aus
offentlich zuganglichen Quellen, z. B. aus Grundbuchern,
Handelsregistern und dem Internet, zulassigerweise
gewinnen durften. AuRerdem verarbeiten wir
personenbezogene Daten, die wir zuldssigerweise von
Unternehmen innerhalb unseres Konzerns oder von
Dritten, z. B. Netzbetreibern, erhalten.

Widerspruchsrecht

Sie kbnnen uns gegeniber jederzeit der Verarbeitung
lhrer personenbezogenen Daten fiur Zwecke der
Direktwerbung und/oder der Marktforschung ohne
Angabe von Griunden widersprechen. Wir werden die
personenbezogenen Daten nach dem Eingang des
Widerspruchs nicht mehr fur die Zwecke der
Direktwerbung und/oder Marktforschung verarbeiten
und die Daten I6schen, wenn eine Verarbeitung nicht
zu anderen Zwecken (beispielsweise zur Erfullung des
Vertragsverhaltnisses) erforderlich ist.

Auch anderen Verarbeitungen, die wir auf die
Wahrnehmung einer Aufgabe, die im offentlichen
Interesse i. S.d. Art. 6 Abs. 1 lit. ) DS-GVO liegt, oder
auf ein berechtigtes Interesse i. S. d. Art. 6 Abs. 1 lit. f)
DS-GVO stiutzen, kdénnen Sie uns gegeniliber aus
Grinden, die sich aus lhrer besonderen Situation
ergeben, jederzeit unter Angabe dieser Grinde
widersprechen. Wir werden die personenbezogenen
Daten im Falle eines begrindeten Widerspruchs
grundsatzlich nicht mehr fur die betreffenden Zwecke
verarbeiten und die Daten |6schen, es sei denn, wir
kdénnen zwingende Grunde fur die Verarbeitung
nachweisen, die lhre Interessen, Rechte und Freiheiten
Uberwiegen, oder die Verarbeitung dient der
Geltendmachung, Ausiibung
oder Verteidigung von Rechtsansprichen.

Der Widerspruch ist an Stadtwerke Lemgo GmbH,
Bruchweg 24, 32657 Lemgo / info@stadtwerke-
lemgo.de zu richten.
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	1. Vertragsabschluss / Lieferbeginn
	Der Vertrag kommt durch Bestätigung des Lieferanten in Textform unter Angabe des voraussichtlichen Lieferbeginns zustande. Der tatsächliche Lieferbeginn hängt davon ab, dass alle für die Belieferung notwendigen Maßnahmen (Kündigung des bisherigen Lief...

	2. Umfang und Durchführung der Lieferung / Befreiung von der Leistungspflicht
	2.1. Der Lieferant liefert dem Kunden dessen gesamten Bedarf an Erdgas an seine vertraglich benannte Entnahmestelle. Entnahmestelle ist die Eigentumsgrenze des Netzanschlusses, über den der Kunde beliefert und mittels Marktlokations-ID energiewirtschaftlic
	2.2. Bei einer Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in der Erdgasversorgung ist der Lieferant, soweit es sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebes einschließlich des Netzanschlusses handelt, von seiner Leistungspflicht befreit. Zu den möglichen A
	2.3. Wird den Parteien die Erfüllung der Leistungspflichten durch unvorhersehbare Umstände, auf die sie keinen Einfluss haben oder deren Abwendung mit einem angemessenen technischen oder wirtschaftlichen Aufwand nicht erreicht werden kann (insbesondere höh
	2.4. Der Lieferant ist weiter von seiner Leistungspflicht befreit, soweit und solange der Netzbetreiber den Netzanschluss und/oder die Anschlussnutzung bzw. der Messstellenbetreiber den Messstellenbetrieb auf eigene Initiative unterbrochen hat. Schadenersa

	3. Messung / Zutrittsrecht / Abschlagszahlungen / Abrechnung / Anteilige Preisberechnung
	3.1. Die Menge des gelieferten Gases wird durch Messeinrichtungen des zuständigen Messstellenbetreibers ermittelt. Die Ablesung der Messeinrichtungen wird vom Messstellenbetreiber, Lieferanten oder auf Verlangen des Lieferanten oder des Messstellenbetreibe
	3.2. Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung dem mit einem Ausweis versehenen Beauftragten des Messstellenbetreibers, des Netzbetreibers oder des Lieferanten den Zutritt zu seinem Grundstück und zu seinen Räumen zu gestatten, soweit dies zur Ermittl
	3.3. Der Lieferant kann vom Kunden monatliche Abschlagszahlungen verlangen. Der Lieferant berechnet diese auf der Grundlage der Abrechnung der vorangegangenen 12 Monate oder, sofern eine solche Berechnung nicht möglich ist, nach dem durchschnittlichen Verb
	3.4. Zum Ende jedes vom Lieferanten festgelegten Abrechnungszeitraumes, der 12 Monate nicht wesentlich überschreitet, und zum Ende des Lieferverhältnisses wird vom Lieferanten eine Abrechnung erstellt, in welcher der tatsächliche Umfang der Belieferung unt
	3.5. Der Kunde kann jederzeit vom Lieferanten verlangen, eine Nachprüfung der Messeinrichtungen an seiner Entnahmestelle durch eine Eichbehörde oder eine staatlich anerkannte Prüfstelle im Sinne von § 40 Abs. 3 des Mess- und Eichgesetzes zu veranlassen. Di
	3.6. Ergibt eine Nachprüfung der Messeinrichtungen eine Überschreitung der eichrechtlichen Verkehrsfehlergrenzen oder werden Fehler in der Ermittlung des Rechnungsbetrages festgestellt (wie z. B. auch bei einer Rechnung auf der Grundlage falscher Messwerte
	3.7. Ändert sich das vertragliche Entgelt während des Abrechnungszeitraums, so rechnet der Lieferant geänderte verbrauchsunabhängige Preisbestandteile tagesgenau ab. Für die Abrechnung geänderter verbrauchsabhängiger Preisbestandteile wird die nach Ziffer 

	4. Zahlungsbestimmungen / Verzug / Zahlungsverweigerung / Aufrechnung
	4.1. Sämtliche Rechnungsbeträge sind zwei Wochen nach Zugang der Rechnung, Abschläge und Vorauszahlungen zu dem vom Lieferanten nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) festgelegten Zeitpunkt fällig und ohne Abzug im Wege des Lastschriftverfahrens, mittels Dauer
	4.2. Befindet sich der Kunde in Zahlungsverzug, kann der Lieferant angemessene Maßnahmen zur Durchsetzung seiner Forderung ergreifen; fordert der Lieferant erneut zur Zahlung auf oder lässt der Lieferant den Betrag durch einen Beauftragten einziehen, stell
	4.3. Gegen Ansprüche des Lieferanten kann nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen aufgerechnet werden. Dies gilt nicht für Forderungen des Kunden, die im Rahmen des Rückabwicklungsverhältnisses nach Widerruf des Vertrags en

	5. Vorauszahlung / Sicherheitsleistung
	5.1. Der Lieferant kann vom Kunden eine monatliche Vorauszahlung in angemessener Höhe verlangen, wenn der Kunde mit einer Zahlung aus dem Vertrag in nicht unwesentlicher Höhe in Verzug ist, wenn der Kunde innerhalb eines Zeitraums von zwölf Monaten wiederh
	5.2. Bei Verlangen einer Vorauszahlung sind dem Kunden Beginn, Höhe und die Gründe für die Vorauszahlung sowie die Voraussetzungen für ihren Wegfall mitzuteilen. Die Zeitpunkte der Vorauszahlungen legt der Lieferant nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) fest.�
	5.3. Die Vorauszahlung wird mit der jeweils nächsten vom Kunden nach dem Vertrag zu leistenden Zahlung (Abschläge nach Ziffer 4.1 oder Rechnungsbeträge) verrechnet. Ergibt sich dabei eine Abweichung der Vorauszahlung von der zu leistenden Zahlung, so wird �
	5.4. Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann der Lieferant beim Kunden ein Vorkassensystem (z. B. Bargeld- oder Chipkartenzähler) einrichten und betreiben bzw. den Messstellenbetreiber damit beauftragen.
	5.5. Anstelle einer Vorauszahlung kann der Lieferant eine Sicherheitsleistung in Höhe der für einen Zeitraum von zwei Liefermonaten voraussichtlich durchschnittlich zu leistenden Zahlungen verlangen. Sofern die Parteien nichts anderes vereinbaren, ist eine�
	5.6. Der Lieferant kann sich aus der Sicherheit befriedigen, sobald der Kunde mit seinen Zahlungsverpflichtungen in Verzug ist. Der Lieferant wird die Sicherheit nur in dem Umfang verwerten, in dem dies zur Erfüllung der rückständigen Zahlungsverpflichtung�
	5.7. Die Verwertung der Sicherheit nach Ziffer 5.6 wird der Lieferant dem Kunden unter Fristsetzung schriftlich androhen, es sei denn nach den Umständen des Einzelfalls besteht Grund zu der Annahme, dass eine Befriedigung aus der Sicherheit zu spät erfolge�
	5.8. Die Sicherheit ist unverzüglich zurückzugeben, soweit ihre Voraussetzungen weggefallen sind.
	5.9. Die Regelungen zur Einstellung und Unterbrechung der Belieferung sowie zur Kündigung in Ziffer 8 bleiben unberührt.

	6. Entgelt / Zukünftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen / Preisanpassung nach billigem Ermessen
	6.1. Das vom Kunden zu zahlende Entgelt setzt sich aus den Preisbestandteilen nach den Ziffern 6.2 bis 6.4 zusammen.
	6.2. Der Kunde zahlt einen Grundpreis und einen verbrauchsabhängigen Arbeitspreis in der sich aus dem beigefügten Preis- und Produktblatt ergebenden Höhe. Diese werden auf Grundlage der Kosten kalkuliert, die für die Belieferung aller Kunden in diesem Tari�
	6.3. Wird die Belieferung oder die Verteilung von Erdgas nach Vertragsschluss mit zusätzlichen, in Ziffern 6.2 und 6.4 nicht genannten Steuern oder Abgaben belegt, erhöht sich das vom Kunden zu zahlende Entgelt um die hieraus entstehenden Mehrkosten in der�
	6.4. Zusätzlich fällt auf die Preisbestandteile nach Ziffer 6.2 und 6.3 die Umsatzsteuer in der jeweils geltenden Höhe an. Die derzeitige Höhe der Umsatzsteuer ergibt sich aus dem Preis- und Produktblatt.
	6.5. Der Lieferant teilt dem Kunden die jeweils geltende Höhe eines nach Ziffer 6.3 und 6.4 zu zahlenden Preisbestandteils auf Anfrage mit.
	6.6. Der Lieferant ist verpflichtet, den Grundpreis und den Arbeitspreis nach Ziffer 6.2 – nicht hingegen etwaige zukünftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen nach Ziffer 6.3 sowie die gesondert in der jeweils geltenden Höhe a�
	6.7. Informationen über aktuelle Produkte und Tarife erhält der Kunde unter Tel.-Nr. 05261 255-0 oder im Kundenzentrum des Lieferanten.

	7. Änderungen des Vertrages und dieser Bedingungen
	8. Einstellung der Lieferung / Fristlose Kündigung
	8.1. Der Lieferant ist berechtigt, sofort die Lieferung einzustellen und die Anschlussnutzung durch den zuständigen Netzbetreiber unterbrechen zu lassen, wenn der Kunde in nicht unerheblichem Maße schuldhaft Gas unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbri�
	8.2. Der Lieferant ist ebenfalls berechtigt, die Lieferung einzustellen und die Anschlussnutzung durch den zuständigen Netzbetreiber unterbrechen zu lassen, wenn der Kunde mit der Zahlung eines Betrags in Verzug ist, der – unter Berücksichtigung von Mahn- �
	8.3. Die Kosten der Unterbrechung sowie der Wiederherstellung der Belieferung sind vom Kunden zu ersetzen. Der Lieferant stellt dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten nach tatsächlichem Aufwand in Rechnung in Rechnung. Die Belieferung wird unverzüglich�
	8.4. Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist gekündigt und die Lieferung eingestellt werden. Der Lieferant muss den Kunden unverzüglich beim zuständigen Verteilnetzbetreiber abmelden. Soweit die Entnahmen des Kunden im Falle einer �

	9. Haftung
	9.1. Ansprüche wegen Schäden durch Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in der Gasversorgung sind, soweit es sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebes einschließlich des Netzanschlusses handelt, gegenüber dem Netzbetreiber geltend zu machen (§ 18�
	9.2. Der Lieferant wird unverzüglich über die mit der Schadensverursachung zusammenhängenden Tatsachen Auskunft geben, wenn sie ihm bekannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt werden können und der Kunde dies wünscht.
	9.3. In allen übrigen Haftungsfällen ist die Haftung der Parteien sowie ihrer Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen für schuldhaft verursachte Schäden ausgeschlossen, soweit der Schaden nicht durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt wurde; dies�
	9.4. Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche nicht auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruht, beschränkt sich die Haftung auf den Schaden, den die haftende Partei bei Abschluss des Vertrages als mögliche Folge der Vertragsverle�
	9.5. Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes bleiben unberührt.

	10. Umzug / Übertragung des Vertrags
	10.1. Der Kunde ist verpflichtet, dem Lieferanten jeden Umzug unverzüglich vorab unter Angabe des Umzugsdatums, der neuen Anschrift und der neuen Gaszählernummer in Textform mitzuteilen. Im Regelfall muss diese Mitteilung bis spätestens 10 Werktage vor dem�
	10.2. Der Lieferant wird den Kunden – sofern kein Fall nach Ziffer 10.3 vorliegt – an der neuen Entnahmestelle auf Grundlage dieses Vertrages weiterbeliefern. Die Belieferung zum Zeitpunkt des Einzugs setzt voraus, dass der Kunde dem Lieferanten das Umzugs�
	10.3. Ein Umzug des Kunden beendet den Liefervertrag zum Zeitpunkt des vom Kunden mitgeteilten Umzugsdatums, wenn der Kunde aus dem Gebiet des bisherigen Netzbetreibers in das Gebiet eines anderen Netzbetreibers zieht.
	10.4. Unterbleibt die Mitteilung des Kunden nach Ziffer 10.1 aus Gründen, die dieser zu vertreten hat, und wird dem Lieferanten die Tatsache des Umzugs auch sonst nicht bekannt, ist der Kunde verpflichtet, weitere Entnahmen an seiner bisherigen Entnahmeste�
	10.5. Der Lieferant ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem Vertrag als Gesamtheit auf einen personell, technisch und wirtschaftlich leistungsfähigen Dritten zu übertragen. Eine Übertragung nach Satz 1 ist dem Kunden spätestens sechs Wochen vor de�

	11. Datenschutz / nur für Gewerbekunden: Wechselseitige Übernahme von Informationspflichten gegenüber sonstigen betroffenen Personen
	11.1. Datenschutzrechtliche Hinweise und Informationen zum Widerspruchsrecht erhält der Kunde in der „Information zur Verarbeitung personenbezogener Daten“  des Lieferanten.
	Die folgende Vorschrift gilt nur für Gewerbekunden:
	11.2. Die Vertragsparteien verpflichten sich, die dem jeweils anderen Vertragspartner nach Art. 13 und/oder Art. 14 DS-GVO obliegenden Informationspflichten gegenüber den eigenen Mitarbeitern, Erfüllungsgehilfen und Dienstleistern (betroffene Personen) zu �
	Hierfür verwendet der Vertragspartner, der die personenbezogenen Daten weitergibt bzw. auf dessen Veranlassung die Kontaktaufnahme erfolgt, das ihm vom anderen Vertragspartner zur Verfügung gestellte Informationsblatt. Die „Information zur Verarbeitun...

	12. Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten / Lieferantenwechsel
	12.1. Aktuelle Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten sind beim örtlichen Netzbetreiber erhältlich.
	12.2. Ein Lieferantenwechsel erfolgt zügig und unentgeltlich. Nach dem Wechsel ist der Lieferant verpflichtet, dem neuen Lieferanten den für ihn maßgeblichen Verbrauch des vergleichbaren Vorjahreszeitraums mitzuteilen. Soweit der Lieferant aus Gründen, die�

	13. Streitbeilegungsverfahren (nur für Verbraucher)
	13.1. Energieversorgungsunternehmen und Messstellenbetreiber (Unternehmen) sind verpflichtet, Beanstandungen von Verbrauchern im Sinne des § 13 BGB (Verbraucher) insbesondere zum Vertragsabschluss oder zur Qualität von Leistungen des Unternehmens (Verbrauc�
	13.2. Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle Energie e. V. (Schlichtungsstelle) nach § 111b EnWG zur Durchführung eines Schlichtungsverfahrens anzurufen, wenn das Unternehmen der Beschwerde nicht innerhalb der Bearbeitungsfrist abgeholfen h�
	13.3. Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit: Schlichtungsstelle Energie e.V., Friedrichstraße 133, 10117 Berlin, Telefon: 030/2757240–0, Telefax: 030/2757240–69, E-Mail: info @schlichtungsstelle-energie.de, Homepage: www.schlichtungsstelle -�
	Allgemeine Informationen der Bundesnetzagentur zu Verbraucherrechten für den Bereich Elektrizität und Gas sind erhältlich über den Verbraucherservice Energie, Bundesnetzagentur, Postfach 8001, 53105 Bonn, Telefon: 030/22480-500 oder 01805/101000, Tele...
	13.4. Verbraucher haben die Möglichkeit, über die Online-Streit-beilegungs-Plattform (OS-Plattform) der Europäischen Union kostenlose Hilfestellung für die Einreichung einer Verbraucherbeschwerde zu einem Online-Kaufvertrag oder Online-Dienst-leistungsvert�

	14. Allgemeine Informationen nach dem Energiedienstleistungsgesetz
	15. Schlussbestimmungen
	15.1. Diese Bedingungen sind abschließend. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht.
	15.2. Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so bleibt der Vertrag im Übrigen davon unberührt.

	16. Energiesteuer-Hinweis
	Information zur Verarbeitung personenbezogener Daten_SWL_Stand_03.2020.pdf
	1. Wer ist für die Verarbeitung meiner personenbezogenen Daten verantwortlich und an wen kann ich mich bei Fragen wenden?
	2. Welche Arten von personenbezogenen Daten werden verarbeitet? Zu welchen Zwecken und auf welcher Rechtsgrundlage erfolgt die Verarbeitung?
	2.1 Wir verarbeiten folgende Kategorien personenbezogener Daten:

	Daten von Mitarbeitern, Dienstleistern oder Erfüllungsgehilfen unseres Kunden:
	2.2 Die personenbezogenen Daten werden zu den folgenden Zwecken auf folgender Rechtsgrundlage verarbeitet:
	3. Erfolgt eine Offenlegung meiner personenbezogenen Daten gegenüber anderen Empfängern?
	4. Erfolgt eine Übermittlung meiner personenbezogenen Daten an oder in Drittländer?
	5. Für welche Dauer werden meine personenbezogenen Daten gespeichert?
	6. Welche Rechte habe ich in Bezug auf die Verarbeitung meiner personenbezogenen Daten?
	7. Ist die Bereitstellung der personenbezogenen Daten gesetzlich oder vertraglich vorgeschrieben oder für einen Vertragsabschluss erforderlich? Besteht eine Pflicht, die personenbezogenen Daten bereitzustellen, und welche möglichen Folgen hätte die Nichtbe�
	8. Erfolgt eine automatisierte Entscheidungsfindung einschließlich Profiling?
	9. Aus welchen Quellen stammen die verarbeiteten personenbezogenen Daten?



